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Schweiz

Christoph Aebischer

Das Thema trifft einen wunden Punkt 
beim Wirtschaftsdachverband Econo-
miesuisse: Eigentlich will er verhindern, 
dass Unternehmen in der Schweiz einge-
klagt werden können, wenn sie im Aus-
land Menschenrechte verletzen oder die 
Umwelt schädigen. Doch intern steigt 
der Druck. Etliche Mitglieder drängen 
auf einen Kompromiss, der den mittler-
weile 97 Hilfswerken einen Rückzug der 
2016 eingereichten Konzernverantwor-
tungsinitiative ermöglicht. So weit das 
Kalkül. Ob es aufgeht, ist offen.

Seit gestern ist bekannt, wie dieser 
Kompromiss konkret aussieht. Die 
Rechtskommission des Nationalrats be-
schloss den indirekten Gegenentwurf 
zur Initiative mit 14 gegen 10 Stimmen 
bei einer Enthaltung. Er sieht vor, dass 
Schweizer Unternehmen ab einer be-
stimmten Grösse oder bei hohen Risiken 
für im Ausland begangene Verstösse 
gegen Leib, Leben und Eigentum ver-
klagt werden können. Dies gilt auch für 
Verfehlungen von Tochterfirmen, nicht 
aber für solche von Lieferanten. Eine 
persönliche Haftung von Verwaltungsrä-
ten ist ausgeschlossen. Können die 
Unternehmen zudem belegen, dass sie 
ihre Sorgfaltspflicht erfüllt haben, ent-
fällt das Recht auf Klage. Die Beweislast 
bleibt stets beim Kläger.

Die Initianten stellten in Aussicht, sie 
würden das Volksbegehren zurückzie-
hen, sollte das Parlament sich auf einen  
wirksamen Gegenentwurf einigen kön-
nen. Der Vorschlag, der nun auf dem 
Tisch liegt, ist milder als jener, der mit 
den Initianten besprochen worden ist.  
Darum wollten sie sich gestern Abend 
nicht festlegen, ob die Bedingungen für 
einen Rückzug der Initiative erfüllt sind. 
Das müsse man nun prüfen. Mit Genug-
tuung erfüllt Rahel Ruch vom Initiativ-
komitee aber, dass die Politik den Hand-
lungsbedarf anerkenne. 

Kritik an Economiesuisse
Auch Economiesuisse äusserte sich zu-
rückhaltend. Geschäftsleitungsmitglied 
Thomas Pletscher fehlt insbesondere 
die Garantie, dass die deutlich weiter 
reichende Initiative wirklich zurückge-
zogen würde. Für den CSP-Nationalrat  
Karl Vogler, einen der Urheber des 
Gegenentwurfs, wären dann aber die 
Voraussetzungen für einen Gegenvor-
schlag nicht mehr erfüllt. Für die nach 
wie vor grosse Skepsis bei Economie-
suisse hat er wenig Verständnis. «Der 
Verband erkennt den Wert dieses Gegen-
entwurfs nicht», bemängelt er. Wichtig 
sei zum Beispiel, dass dieser Rechtssi-
cherheit und für alle Unternehmen die-
selben Bedingungen schaffe.

Verglichen mit der Initiative sind 
auch viel weniger Firmen im Fokus. 
Während dort klare Kriterien fehlen, 
schränken die ausformulierten Bedin-

gungen des Gegenvorschlags laut einer 
Schätzung den Kreis auf noch wenige 
100 Unternehmen ein. 

Pletscher von Economiesuisse will 
jetzt den Begleitbericht abwarten, den 
die Kommission gestern angekündigt 
hat. Erst damit könne der Gegenentwurf 
wirklich beurteilt werden. Andere 
Unternehmen haben ihre Meinung ge-
macht. Der Westschweizer Verband 
Groupement des Entreprises Multinatio-
nales mit seinen fast 100 Mitgliedern er-
mutigte die Kommission gar in einem 
Schreiben zu diesem Gegenentwurf. 

Der Vorschlag, der nun auf dem Tisch 
liegt, hat eine lange Vorgeschichte. Im 

September empfahl der Bundesrat die 
Initiative ohne Alternative zur Ableh-
nung. Im Oktober schreckte dann eine 
repräsentative Umfrage die Wirtschaft 
auf: Sie ergab eine hohe momentane Zu-
stimmung von 77 Prozent. Danach be-
gannen hinter den Kulissen die Bestre-
bungen, dem populären Anliegen etwas 
entgegenzusetzen. Ein erster Anlauf in 
der Rechtskommission des Ständerats 
scheiterte. Der zweite Anlauf hat nun 
eine erste Hürde genommen. 

Initianten sind völlig frei
Kommissionspräsident Pirmin Schwan-
der (SVP) stellt klar, dass die Initianten 

völlig frei seien in ihrem Entscheid. Der 
Gegenentwurf würde aber nur in Kraft 
treten, wenn entweder keine Abstim-
mung stattfände oder die Initiative abge-
lehnt würde.

Noch ist es ein weiter Weg bis dahin. 
Vorerst behandelt der Nationalrat in der 
Sommersession die Aktienrechtsreform, 
in welcher der Gegenentwurf integriert 
ist. Dann wird der Ständerat an der 
Reihe sein. Würde die Revision ohne Re-
ferendum in Kraft treten, könnten die 
neuen Haftungsregeln 2020 gelten. Da-
mit stünden Unternehmen deutlich ra-
scher in der Pflicht als über den Umweg 
der Initiative. 

Economiesuisse in der Bredouille 
wegen der Konzernverantwortung
Die Rechtskommission will, dass Firmen für im Ausland begangene Menschenrechtsverletzungen haften. 

Kinderarbeit in Afghanistan: Das wäre ein Verstoss gegen die Konzernverantwortung. Foto: Majid Saeedi (Getty Images)

Ein Elektroauto ist erst  
sinnvoll, wenn es mit  
Ökostrom fährt. An den 
Schweizer E-Tankstellen ist 
sauberer Strom die Regel.

Michael Soukup

Fast 15 000 Elektrofahrzeuge sind heute 
auf Schweizer Strassen unterwegs. Das ist 
im Vergleich zum gesamten Autobestand 
immer noch ein Klacks, betrug doch der 
E-Fahrzeug-Anteil bei den verkauften 
Autos im Jahre 2017 bloss 2,7 Prozent. 
Doch die Zahl der neu zugelassenen E-
Autos steigt Jahr für Jahr. Zudem drängt 
die Zeit: Ab 2020 gilt ein CO2-Grenzwert 
von durchschnittlich 95 Gramm pro Kilo-
meter für Neuwagen. Mitte Februar hat 
die Vereinigung der Automobilimpor-
teure, Auto-Schweiz, ihr Ziel für die Elek-
trifizierung des motorisierten Individual-
verkehrs bekannt gegeben. So soll im 
Jahr 2020 jeder zehnte neu immatriku-

lierte Personenwagen ein Elektroauto 
oder Plug-in-Hybrid sein.

Abgesehen davon, dass die Angst vor 
mangelnder Reichweite, der höhere Preis 
oder die bescheidene Modellauswahl In-
teressenten noch immer vom Kauf eines 
E-Autos abhalten, hat die Elektromobili-
tät noch einen weiteren Haken. E-Autos 
sind zwar lokal emissionsfrei, aber ihre 
ökologische Verträglichkeit hängt auch 
von der Art des Stroms ab, mit dem das 
Auto geladen wird. Ein mit Kohlestrom 
betriebenes E-Auto weist eine schlech-
tere Klimabilanz auf als ein vergleichba-
rer Benziner oder Diesel. 

Es stellt sich darum die Frage nach 
der Herkunft des Stroms an den E-Tank-
stellen. Für den Konsumenten ist dies 
nicht auf den ersten Blick klar, weil der 
entsprechende Hinweis an den Zapfsäu-
len fehlt. Eine Umfrage dieser Zeitung 
bei den grossen Schweizer Anbietern er-
gab ein erstaunliches Ergebnis: An der 
grossen Mehrheit der öffentlichen E-
Tankstellen mit einem Zugangs- und Ab-
rechnungssystem gibt es Strom aus er-

neuerbaren Quellen. Der grösste Anbie-
ter ist die Lausanner Greenmotion mit 
ihrem Ladenetz Evpass. Das Netz um-
fasst rund 800 Stationen in 22 Kantonen 
und 283 Gemeinden, momentan werden 
200 weitere installiert. «Mehr als 95 Pro-
zent unserer Ladestationen werden mit 
zertifizierter erneuerbarer Energie ver-
sorgt», sagt Greenmotion-CEO François 
Randin. Künftig sollen die Kunden on-
line überprüfen können, welche Art von 
Strom an einer Ladestation zur Verfü-
gung steht.

Ökostrom nur wenig teurer
Der zweitgrösste Betreiber von E-Tank-
stellen ist die Genfer Move Mobility AG, 
die zusammen mit regionalen Energie-
unternehmen wie Alpiq, BKW, EBM 
oder CKW aktuell rund 350 eigene Lade-
stellen anbietet. Auch hier gibt es aus-
schliesslich Strom aus erneuerbaren 
Quellen, wie CEO Ivo Brügger bestätigt. 
Ein weiterer grosser Player auf dem 
Markt ist Swisscharge. Die Gossauer 
Firma hat für rund 190 E-Tankstellen die 

Software geliefert – man wisse mit Si-
cherheit, dass rund die Hälfte von ihnen 
mit Ökostrom versorgt werde. Der vierte 
grosse Anbieter ist die Bündner Re-
power mit schweizweit 120 Ladestatio-
nen – auch hier stammt der Strom aus er-
neuerbaren Quellen. Das gilt im Übrigen 
auch für die fast 20 Supercharger-Lade-
stationen von Tesla.

Darüber hinaus gibt es wohl einige 
Tausend E-Tankstellen von einer Viel-
zahl von Anbietern, die aus Marketing-
überlegungen teils kostenlos Strom zur 
Verfügung stellen. So zum Beispiel die 
Migros, Aldi, Lidl, Ikea, die Raiffeisen-
Bank, aber auch BMW oder die Amag. 
Wie gross der Anteil von Ökostrom in 
diesem Segment ist, ist ohne eine Voll-
erhebung nicht eruierbar. 

Preislich hält sich der Unterschied in 
Grenzen. Laut Greenmotion kostet Öko-
strom 1,5 bis 2,5 Rappen mehr pro Kilo-
wattstunde (kWh). «Für einen elektri-
schen Kleinwagen oder einen Tesla 
macht das etwa 25 Rappen respektive 
1.60 Franken aus», sagt François Randin.

An den meisten E-Tankstellen gibts sauberen Strom

Wer in heiklem Umfeld geschäftet, 
handelt nicht automatisch kriminell. 
Deswegen akzeptieren mittlerweile 
viele Firmen einen gesetzlichen Rah-
men, der Mutterkonzerne in der 
Schweiz für ihre Geschäftstätigkeit im 
Ausland in die Pflicht nimmt. Der 
gestern von der Rechtskommission des 
Nationalrats aufgegleiste Gegenentwurf 
setzt den Rahmen eng genug, damit 
Geschäfte im Ausland nicht zum unkal-
kulierbaren Risiko werden. Er ist aus 

mehreren Gründen eine passende 
Antwort auf die Konzernverantwor-
tungsinitiative. Erstens sollen nur von 
der Schweiz ratifizierte Abkommen zur 
Anwendung kommen und nicht irgend-
welche internationalen Standards. 
Zweitens ermöglicht er den Initianten 
den Rückzug des radikalen, aber 
populären Volksbegehrens. Drittens 
wird dank der Integration in die Ak-
tienrechtsreform ein Spezialgesetz 
vermieden. Viertens unternehmen 

auch die EU und die USA Schritte in 
diese Richtung. Umso unverständlicher 
ist die bislang ablehnende Haltung des 
Wirtschaftsdachverbands Economie-
suisse. Er verpasst damit die Chance, 
das ramponierte Image internationaler 
Unternehmen zu verbessern. Denn 
viele Firmen haben längst erkannt, 
dass Verstösse gegen Menschenrechte 
im Ausland so wenig tolerierbar sind 
wie im Inland. Alle anderen haben 
keine Nachsicht verdient.
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So viel Verpflichtung ist angebracht

Parteien
SP hat ein neues 
Generalsekretariat
Die SP Schweiz erneuert ihr Generalsek-
retariat: Rebekka Wyler und Michael 
Sorg haben Anfang Mai ihre Arbeit als 
Co-Generalsekretärin und als Co-Gene-
ralsekretär aufgenommen. Rebekka Wy-
ler und Michael Sorg seien am 23. Feb-
ruar von der Delegiertenversammlung 
als Nachfolgerin und Nachfolger von Fla-
via Wasserfallen und Leyla Gül gewählt 
worden, teilte die SP am Freitag mit. Re-
bekka Wyler war lange in Zürich Ge-
meinderätin, bevor sie in den Kanton 
Uri zog. Michael Sorg war bisher Me-
diensprecher bei der SP. Seine Nach-
folge tritt im August Nicolas Haesler an, 
der derzeit bei der Schweizerischen De-
peschenagentur (SDA) arbeitet. Eben-
falls im laufenden Monat ist Corinne 
Grässle zum Generalsekretariat gestos-
sen. Sie ist die neue Kampagnenleiterin 
der SP Schweiz. (SDA)

Olympische Spiele
 Ja- und Nein-Lager im Wallis 
bei Sion 2026 fast gleichauf
Über einen Monat vor der Abstimmung 
im Wallis zur Kandidatur von Sion 2026 
für die Olympischen Winterspiele zeich-
net sich ein knappes Rennen ab. Das Ja- 
und das Nein-Lager liegen fast gleichauf, 
wie eine repräsentative Umfrage zeigt. 
Gemäss dieser wollen 46 Prozent der 
Walliser Stimmberechtigten die finan-
zielle Beteiligung von 100 Millionen 
Franken des Kantons «sicher oder wahr-
scheinlich» gutheissen. Weitere 47 Pro-
zent wollen den Kredit «sicher oder 
wahrscheinlich» ablehnen. (SDA)

Von-Wattenwyl-Gespräche
Standortbestimmung über 
Verhandlungen mit der EU
An den Von-Wattenwyl-Gesprächen mit 
den Parteispitzen hat der Bundesrat ges-
tern seinen Willen bekräftigt, die flan-
kierenden Massnahmen zur Personen-
freizügigkeit aufrechtzuerhalten. Er 
nahm eine Standortbestimmung vor. Ab 
Montag findet eine weitere Verhand-
lungsrunde zu einem institutionellen 
Rahmenabkommen mit der EU statt. Da-
bei geht es auch um die flankierenden 
Massnahmen. Ein weiterer Streitpunkt 
sind die staatlichen Beihilfen. (SDA)

Nachrichten

Endlich gibt es neue Hoffnung für die 
CVP. Einer ihrer höchsten Würden- 
träger, Nationalratspräsident Domi-
nique de Buman, reist heute nach Rom. 
Nein, nicht zum Papst, denn für die 
Letzte Ölung ist es noch zu früh. Der 
Mann, den de Buman besuchen wird, 
ist nämlich geradezu prädestiniert, der 
CVP den Weg zum Erfolg zu zeigen: 
Roberto Fico, neuer Präsident der 
italienischen Abgeordnetenkammer. Er 
gehört zu den Cinque Stelle, der Partei 
des Ex-Komikers Beppe Grillo. Was das 
mit der CVP zu tun hat? Nun, die 
Cinque Stelle haben etwa gleich viele 
Flügel wie Sterne. Fico etwa wird dem 
«orthodoxen», linken Flügel zugezählt. 

Sprich: Bei den Cinque Stelle wissen 
die Wähler noch weniger als bei der 
CVP, was sie wählen. Und trotzdem 
haben die Sterne bei den Wahlen im 
März einen gloriosen Sieg eingefahren. 
Wenn das kein Ansporn für die CVP ist! 
De Buman kann sich nun aus erster 
Hand informieren, wie das geht. Will 
die CVP wieder nach den Sternen 
greifen, muss sie werden wie die Fünf 
Sterne. Gut, das mag auf Anhieb nicht 
sehr realistisch klingen. Aber was kann 
die CVP sonst tun? Sich auf eine klare 
Linie einigen? 

Eben. Dann doch eher die italieni-
sche Variante. Die Voraussetzungen 
sind gar nicht schlecht. Die CVP kann 
ihre neue Christlichsoziale Vereinigung 
(CSV) umtaufen zur Cinque-Stelle-Ver-
einigung (CSV). Die Bundeshausfrak-
tion übernachtet ausschliesslich in 
Fünfsternhotels. Der Parteipräsident 
lässt sich eine wilde ökoliberale Grillo-
Mähne wachsen, gibt dauernd wüste 
wertkonservative Schimpfwörter von 
sich und wird als Gerhard Beppe 
Pfister zum progressiven Allzweck- 
Politschreck. Fabian Schäfer

Kreuz & (ver)quer

Fünf Sterne für 
die CVP! 


